
  
 
 
Bereich EUV Stadtbetrieb 2023/042 

öffentlich 
Az:   

Datum: 14.02.2023 

 

Sitzungsvorlage 
 

Beratungsfolge Datum TOP-Nr. 

Verwaltungsrat EUV 01.03.2023  

Rat der Stadt 27.04.2023  

 

Betreff 
 
Änderung der Kommunalunternehmenssatzung 

 

 
  Finanzielle Auswirkungen 
 

 X keine haushaltsmäßige Berührung 

 

  Auswirkungen siehe Sachverhalt 

 

 
    

 

Beschlussvorschlag 
Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel beschließt die Neufassung der Kommunalunternehmenssat-
zung der Stadt Castrop-Rauxel „EUV, Stadtbetrieb Castrop-Rauxel“ -AöR. 

 
 
 
K r a v a n j a       W e r n e r  
Bürgermeister      Vorstand 
Stadt Castrop-Rauxel      EUV-Stadtbetrieb Castrop-Rauxel  
 



      
 
Sachverhalt 
 

Unter dem 30.03.2022 hat der Verwaltungsrat des EUV Stadtbetrieb Castrop-Rauxel dem 

Rat der Stadt Castrop-Rauxel empfohlen, die Kommunalunternehmenssatzung, entspre-

chend der Vorlage 2022/EUV/005, zu ändern. 

 

Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel ist dieser Empfehlung unter dem 31.03.2022 gefolgt 

und hat die neue Satzung beschlossen. 

 

So wurde unter § 2, Gegenstand des Kommunalunternehmens (Anstaltszweck), Absatz 1 

letzter Spiegelstrich  

 

„Wirtschaftsförderung und Stadtmarketing“ 

 

ersatzlos aus der Satzung gestrichen. 

 

Die Vorlagenbegründung dafür lautete, dass die Bereiche Wirtschaftsförderung und 

Stadtmarketing zukünftig in den Tätigkeitsbereich der sich (zum damaligen Zeitpunkt) in 

Gründung befindlichen Wirtschaftsförderungs- und Stadteilmanagement GmbH fielen und 

diese somit nicht Aufgabe des EUV Stadtbetrieb Castrop-Rauxel, AöR, sein sollten. 

 

Die Kommunalaufsicht des Kreises hat nun auf § 2 Abs.2 der Kommunalunternehmens-

satzung verwiesen, wonach sich der EUV zur Förderung seiner Aufgaben nur dann an 

anderen Unternehmen beteiligen kann, wenn dies auch dem Anstaltszweck dient. Nach-

vollziehbar vertritt sie insofern die Auffassung, dass Anstaltszweck des EUV – durch seine 

Beteiligung an der GmbH – auch weiterhin die Wirtschaftsförderung und das Stadtmar-

keting sein müssten. Insofern soll eine Wiederaufnahme der beiden Punkte unter § 2 

Abs.1 letzter Spiegelstrich erfolgen. 

 

Weiterer Bericht in der Sitzung. 

 
 
 
 
 


